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GERICHTSVERFAHREN 

GERICHTSHOF 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 26. April 
2012 — Europäische Kommission/Republik Zypern 

(Rechtssache C-125/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Elektronische 
Kommunikationsnetze und -dienste — Richtlinien 
2002/21/EG und 2002/20/EG — Wegerechte — Nicht 

fristgerechte Umsetzung) 

(2012/C 174/03) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: G. 
Zavvos, A. Nijenhuis und H. Krämer) 

Beklagte: Republik Zypern (Prozessbevollmächtigte: K. Lykourgos 
und A. Pantazi-Lamprou) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 11 
Abs. 1 der Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. März 2002 über einen gemeinsamen 
Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und 
-dienste (Rahmenrichtlinie) (ABl. L 108, S. 33) — Verstoß gegen 
Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 7. März 2002 über die Genehmi­
gung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste (Geneh­
migungsrichtlinie) (ABl. L 108, S. 21) — Erteilung und Geneh­
migung von Rechten für die Installation von Einrichtungen auf, 
über oder unter öffentlichem oder privatem Grundbesitz an ein 
Unternehmen, das für die Bereitstellung öffentlicher Kommuni­
kationsnetze zugelassen ist 

Tenor 

1. Die Republik Zypern hat dadurch, dass sie nicht dafür gesorgt hat, 
dass Wegerechte auf, über und unter öffentlichem Eigentum im 
Einklang mit Art. 11 Abs. 1 der Richtlinie 2002/21/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über 
einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikati­
onsnetze und -dienste (Rahmenrichtlinie) und Art. 4 Abs. 1 der 
Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 7. März 2002 über die Genehmigung 
elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste (Genehmigungs­

richtlinie) auf der Grundlage transparenter die nichtdiskriminierend 
und unverzüglich angewandter Verfahren gewährt werden, gegen 
ihre Verpflichtungen aus diesen Richtlinien verstoßen. 

2. Die Republik Zypern trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 141 vom 20.6.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 3. Mai 2012 
(Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts 
Frankfurt am Main — Deutschland) — Georg Neidel/Stadt 

Frankfurt am Main 

(Rechtssache C-337/10) ( 1 ) 

(Sozialpolitik — Richtlinie 2003/88/EG — Arbeitsbedingun­
gen — Arbeitszeitgestaltung — Anspruch auf bezahlten Jah­
resurlaub — Finanzielle Vergütung im Krankheitsfall — 

Beamte [Feuerwehrleute]) 

(2012/C 174/04) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Frankfurt am Main 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Georg Neidel 

Beklagte: Stadt Frankfurt am Main 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Verwaltungsgericht Frankfurt 
am Main — Auslegung von Art. 7 der Richtlinie 2003/88/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November 
2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung (ABl. 
L 299, S. 9) — Anspruch auf Abgeltung bezahlten Jahres­
urlaubs, der wegen einer mehrjährigen Arbeitsunfähigkeit vor 
dem Eintritt in den Ruhestand nicht genommen werden konnte 
— Persönlicher Anwendungsbereich der Richtlinie 2003/88/EG 
— Beamte (Feuerwehrleute)
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Tenor 

1. Art. 7 der Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. November 2003 über bestimmte Aspekte 
der Arbeitszeitgestaltung ist dahin auszulegen, dass er für einen 
Beamten gilt, der unter gewöhnlichen Umständen als Feuerwehr­
mann tätig ist. 

2. Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88 ist dahin auszulegen, dass 
ein Beamter bei Eintritt in den Ruhestand Anspruch auf eine 
finanzielle Vergütung für bezahlten Jahresurlaub hat, den er nicht 
genommen hat, weil er aus Krankheitsgründen keinen Dienst ge­
leistet hat. 

3. Art. 7 der Richtlinie 2003/88 ist dahin auszulegen, dass er 
Bestimmungen des nationalen Rechts nicht entgegensteht, die 
dem Beamten zusätzlich zu dem Anspruch auf einen bezahlten 
Mindestjahresurlaub von vier Wochen weitere Ansprüche auf be­
zahlten Urlaub gewähren, ohne dass die Zahlung einer finanziel­
len Vergütung für den Fall vorgesehen wäre, dass dem in den 
Ruhestand tretenden Beamten diese zusätzlichen Ansprüche nicht 
haben zugutekommen können, weil er aus Krankheitsgründen kei­
nen Dienst leisten konnte. 

4. Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88 ist dahin auszulegen, dass 
er einer Bestimmung des nationalen Rechts entgegensteht, die 
durch einen Übertragungszeitraum von neun Monaten, nach des­
sen Ablauf der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub erlischt, den 
Anspruch eines in den Ruhestand tretenden Beamten auf An­
sammlung der finanziellen Vergütungen für wegen Dienstunfähig­
keit nicht genommenen bezahlten Jahresurlaub beschränkt. 

( 1 ) ABl. C 301 vom 6.11.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 2. Mai 2012 
(Vorabentscheidungsersuchen des High Court of Justice 
(Chancery Division) — Vereinigtes Königreich) — SAS 

Institute Inc./World Programming Ltd 

(Rechtssache C-406/10) ( 1 ) 

(Geistiges Eigentum — Richtlinie 91/250/EWG — Recht­
licher Schutz von Computerprogrammen — Art. 1 Abs. 2 
und Art. 5 Abs. 3 — Reichweite des Schutzes — Direkte 
oder durch ein anderes Verfahren ermöglichte Erstellung — 
Urheberrechtlich geschütztes Computerprogramm — Über­
nahme der Funktionen durch ein zweites Programm ohne Zu­
gang zum Quellcode des ersten Programms — Dekompilie­
rung des Objektcodes des ersten Computerprogramms — 
Richtlinie 2001/29/EG — Urheberrecht und verwandte 
Schutzrechte in der Informationsgesellschaft — Art. 2 Buchst. 
a — Benutzerhandbuch für ein Computerprogramm — Ver­
vielfältigung in einem anderen Computerprogramm — Verlet­
zung des Urheberrechts — Voraussetzung — Ausdruck 
der eigenen geistigen Schöpfung des Urhebers des 

Benutzerhandbuchs) 

(2012/C 174/05) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice (Chancery Division) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: SAS Institute Inc. 

Beklagte: World Programming Ltd 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — High Court of Justice (Chancery 
Division) — Auslegung von Art. 2 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 3 der 
Richtlinie 91/250/EWG des Rates vom 14. Mai 1991 über den 
Rechtsschutz von Computerprogrammen (ABl. L 122, S. 42) — 
Reichweite des Schutzes — Direkte oder durch ein anderes Ver­
fahren wie die Dekompilierung des Objektcodes ermöglichte 
Erstellung eines Computerprogramms, das die Funktionen eines 
anderen bereits urheberrechtlich geschützten Computerpro­
gramms vervielfältigt, ohne Zugang zu dessen Quellcode zu 
haben 

Tenor 

1. Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 91/250/EWG des Rates vom 14. 
Mai 1991 über den Rechtsschutz von Computerprogrammen ist 
dahin auszulegen, dass weder die Funktionalität eines Computer­
programms noch die Programmiersprache oder das Dateiformat, 
die im Rahmen eines Computerprogramms verwendet werden, um 
bestimmte Funktionen des Programms zu nutzen, eine Ausdrucks­
form dieses Programms sind und daher nicht unter den Schutz des 
Urheberrechts an Computerprogrammen im Sinne dieser Richtlinie 
fallen. 

2. Art. 5 Abs. 3 der Richtlinie 91/250 ist dahin auszulegen, dass 
die Person, die im Besitz einer lizenzierten Kopie eines Computer­
programms ist, das Funktionieren dieses Programms, ohne die 
Genehmigung des Urheberrechtsinhabers einholen zu müssen, be­
obachten, untersuchen oder testen kann, um die einem Programm­
element zugrunde liegenden Ideen und Grundsätze zu ermitteln, 
wenn sie von dieser Lizenz umfasste Handlungen sowie Hand­
lungen zum Laden und Ablaufen vornimmt, die für die Benutzung 
des Computerprogramms erforderlich sind, und unter der Voraus­
setzung, dass diese Person die Ausschließlichkeitsrechte des Inha­
bers des Urheberrechts an diesem Programm nicht verletzt. 

3. Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisie­
rung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten 
Schutzrechte in der Informationsgesellschaft ist dahin auszulegen, 
dass die in einem Computerprogramm oder in einem Benutzer­
handbuch für dieses Programm erfolgte Vervielfältigung bestimm­
ter Elemente, die in dem urheberrechtlich geschützten Benutzer­
handbuch eines anderen Computerprogramms beschrieben werden, 
eine Verletzung des Urheberrechts an dem letztgenannten Hand­
buch darstellen kann, sofern — was zu prüfen Sache des vor­
legenden Gerichts ist — diese Vervielfältigung die eigene geistige 
Schöpfung des Urhebers des urheberrechtlich geschützten Benutzer­
handbuchs für das Computerprogramm zum Ausdruck bringt. 

( 1 ) ABl. C 346 vom 18.12.2010.
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